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1.  Landkreis  
Mecklenburgische Seenplatte 
Platanenstraße 43 
17033 Neubrandenburg 

13.06.2025 Die Stadtvertretung der Stadt Altentreptow hat die Aufstellung der 
Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 37 
„Photovoltaikanlage Buchar“ beschlossen. Als ersten Verfahrens-
schritt führte die Stadt bereits die Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
durch. Diese frühzeitige Behördenbeteiligung diente vorrangig der 
Festlegung von Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
(sog. Scoping). Die beteiligten Behörden und sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange sollen die Gemeinde hierbei beraten. Hierzu hat 
der Landkreis mit Datum vom 16. Dezember 2022 eine Stellung-
nahme abgegeben, jedoch ohne einzelne Fachbezogenheit auf 
Grund der fehlenden Vereinbarkeit des Bebauungs- planes mit den 
Zielen der Raumordnung und Landesplanung. Der im weiteren 
Planverfahren erarbeitete Entwurf zu o. g. Bebauungsplan wurde 
gebilligt und zur öffentlichen Auslegung bestimmt. Mit Schreiben 
des von der Gemeinde in Anwendung des § 4b BauGB bevollmäch-
tigten Planungsbüros MIKAVI Planung GmbH vom 08. April 2025 
ist der Landkreis Mecklenburgische Seenplatte hierzu im Rahmen 
der Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB zur Abgabe einer Stellung-
nahme aufgefordert worden. Zu dem mir vorliegenden Entwurf der 
Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 37 
„Photovoltaikanlage Buchar“ der Stadt Altentreptow, u. a. beste-
hend aus Teil A – Planzeichnung, Teil B – Text, dazugehöriger Be-
gründung (Stand: Mai 2024) nehme ich als Träger öffentlicher Be-
lange wie folgt Stellung:  
 
I. Allgemeines/ Grundsätzliches  
1. Nordöstlich der Ortslage Buchar ist durch einen Investor die Er-
richtung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage (PVF) beabsichtigt. 
Diese PVF soll innerhalb eines 200m-Korridors entlang der Bahn-
strecke Berlin – Stralsund errichtet werden. Mit der Satzung über 
den Bebauungsplan Nr. 37 "Photovoltaikanlage Buchar" der Stadt 
Altentreptow sollen hierfür planungsrechtliche Voraussetzungen 
geschaffen werden. Das Plangebiet hat eine Größe von insgesamt 
ca. 9 ha.  
 
2. Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen (An-
passungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB). Eine aktuelle landespla-
nerische Stellungnahme vom 11. April 2025 liegt mir vor. Danach 
wer- den dem o. g. Bebauungsplan vor dem Hintergrund des posi-
tiven Zielabweichungsbescheides des Ministeriums für Wirtschaft, 
Infrastruktur, Tourismus und Arbeit M-V vom 27. Mai 2024 keine 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung mehr 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu I. Allgemeines/ Grundsätzliches  
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
Die Stellungnahme des Landkreises Mecklenburgische 
Seenplatte betrifft ausschließlich die raumordnerische 
Zielkonformität des Bebauungsplans. Die darin enthal-
tenen Hinweise sind zutreffend und entsprechen den 
rechtlichen Anforderungen gemäß § 1 Abs. 4 BauGB so-
wie § 6 Abs. 2 ROG und § 5 Abs. 6 LPlG M-V. 
Die Stadt Altentreptow hat die Zielabweichung bean-
tragt und einen positiven Bescheid erhalten. Die Maß-
gaben des Bescheids sind in der Planung berücksichtigt 
worden. Die Begründung wurde unter 3.2 Übergeord-
nete Planungen redaktionell zu dem positiven Zielab-
weichungsbescheid vom 27.05.2024 ergänzt.  
Die Forderung, Aussagen zur Zielabweichung ein-
schließlich der Bescheidung in der Begründung zu er-
gänzen, ist bereits erfüllt. Eine weitere Ergänzung ist 
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entgegengehalten. Aussagen zur Zielabweichung, einschließlich 
der Bescheidung, sollten in der Begründung ergänzt werden. In 
diesem Zusammenhang mache ich gleichzeitig darauf aufmerk-
sam, dass dieser Zielabweichungsbescheid vom 27. Mai 2024 unter 
Maßgaben erteilt worden ist. Erst mit schriftlicher Bestätigung 
durch das Ministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und 
Arbeit M-V als für das Zielabweichungsverfahren zuständige Be-
scheid erstellende Behörde nach Erfüllung der Maßgaben ist der o. 
g. Bebauungsplan mit den Zielen der Raumordnung abschließend 
vereinbar. Somit hat die schriftliche Bestätigung seitens des Minis-
teriums über die Erfüllung der Maßgaben vor Satzungsbeschluss 
über den Bebauungsplan vorzuliegen, um einen rechtskonformen 
Gemeindebeschluss fassen zu können.  
 
3. Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flä-
chennutzungsplan zu entwickeln (Entwicklungsgebot). Im rechts-
wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Altentreptow werden 
für das o. g. Plangebiet Flächen für die Landwirtschaft dargestellt. 
Insoweit würde der o. g. Bebauungsplan nicht dem Entwicklungs-
gebot des § 8 BauGB entsprechen. Um diesem Entwicklungsgebot 
gerecht zu werden, führt die Stadt Altentreptow gleichzeitig zur 
Aufstellung des Bebauungsplans die 14. Änderung des Flächennut-
zungsplanes durch. Sie nutzt damit die Möglichkeit des Parallelver-
fahrens nach § 8 Abs. 3 BauGB. Darauf hinweisen möchte ich, dass 
das Parallelverfahren eine verfahrensrechtliche Besonderheit des 
Entwicklungsgebotes ist. Soll von der Möglichkeit des § 8 Abs. 3 
Satz 2 BauGB Gebrauch gemacht werden, muss dabei mit hinrei-
chender Sicherheit feststehen, dass der Bebauungsplan aus den 
künftigen Darstellungen des Flächennutzungsplanes entwickelt 
sein wird. Im Ergebnis muss das Entwicklungsgebot eingehalten 
werden. Auf die Genehmigungspflicht des Bebauungsplanes gemäß 
§ 10 Abs. 2 BauGB durch die höhere Verwaltungsbehörde – hier: 
Landkreis Mecklenburgische Seenplatte – vor Rechtskraft der Flä-
chennutzungsplanänderung in dieser Verfahrenskonstellation 
weise ich vorsorglich hin.  
 
4. Zu den vorliegenden Planunterlagen möchte ich im Hinblick auf 
das weitere Aufstellungsverfahren zu o. g. Bebauungsplan auf fol-
gende grundsätzliche Aspekte aufmerksam machen.  
 
4.1. Die mit o. g. Bebauungsplan geplante PV-Freiflächenanlage 
soll laut Festsetzung 1.2 befristet für „einen Zeitraum von 40 Jah-
ren“ zulässig sein. Diese Begriffsbestimmung ist zu ungenau und 

nicht erforderlich, da die Begründung den Sachverhalt 
vollständig und nachvollziehbar darstellt. 
Die Stellungnahme enthält keine neuen Einwände, die 
über die bereits berücksichtigten Aspekte hinausge-
hen. Sie wiederholt die bekannten Anforderungen an 
die Maßgabenerfüllung und deren Bestätigung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Einwände zur fehlenden Übereinstimmung mit dem 
derzeitigen FNP sind berechtigt, werden jedoch durch 
die parallele Änderung des FNP im Sinne des § 8 Abs. 3 
BauGB ausgeräumt. Die Stadt Altentreptow nutzt das 
gesetzlich vorgesehene Instrument des Parallelverfah-
rens, um die Entwicklungsfähigkeit des Bebauungs-
plans sicherzustellen. Die geforderte „hinreichende Si-
cherheit“ ist gegeben, da die FNP-Änderung inhaltlich 
auf die geplante Nutzung abgestimmt ist und die Ver-
fahren synchron verlaufen. 
Die Genehmigungspflicht gemäß § 10 Abs. 2 BauGB 
wird beachtet. Eine Genehmigung des Bebauungsplans 
erfolgt erst nach Rechtskraft der FNP-Änderung, so-
dass keine rechtliche Unsicherheit besteht. 
Die Stellungnahme enthält keine inhaltlichen Einwände 
gegen die konkrete Planung (z. B. Artenschutz, Immis-
sionsschutz, Bodenschutz), sondern beschränkt sich 
auf verfahrensrechtliche Hinweise, die bereits berück-
sichtigt wurden. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
Das Bestimmtheitsgebot verlangt eine klare und ein-
deutige Festsetzung. Die Formulierung „40 Jahre nach 
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entspricht daher nicht dem Bestimmtheitsgebot einer städtebauli-
chen Festsetzung im Sinne des § 9 Abs. 1 BauGB. Insofern ist diese 
Festsetzung zu konkretisieren bzw. ist ein konkretes Datum zu be-
nennen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4.2. Da es sich bei o. g. Bebauungsplan um ein von Seiten eines 
Vorhabenträgers initiiertes konkretes Vorhaben handelt, für wel-
ches die Stadt Baurecht zu schaffen beabsichtigt, und es sich nicht 
um eine reine Angebotsplanung der Stadt in dem Sinne handelt, 
wird aus planungsrechtlicher Sicht empfohlen den o. g. Bebauungs-
plan als vorhabenbezogenen Bebauungsplan auf Grundlage des § 
12 BauGB weiterzuführen.  
 
 
 
 
 
II. Anmerkungen und Hinweise  
1. Naturschutz 
1. Aus naturschutzrechtlicher und –fachlicher Sicht ergeht zu vor-
liegendem Entwurf des o. g. Bebauungsplanes folgende Stellung-
nahme.  
 
Eingriffsregelung  
Flächenbilanz:  

Inkrafttreten der Satzung“ ist grundsätzlich zulässig, 
da der Beginn der Frist eindeutig bestimmbar ist (§ 10 
Abs. 3 BauGB: Bekanntmachung des Satzungsbe-
schlusses). 
Zur Erhöhung der Rechtsklarheit und zur Vermeidung 
von Auslegungszweifeln wird die Festsetzung konkreti-
siert: Der Zeitraum beginnt ab dem Tag des Satzungs-
beschlusses. Da dieser voraussichtlich im Jahr 2026 
durch die Stadtvertretung gefasst wird, endet die Frist 
am 31.12.2066. Die Festsetzung wird wie folgt klar-
stellend angepasst: 
Die innerhalb des sonstigen Sondergebietes „Energie-
gewinnung auf der Basis solarer Strahlungsenergie“ 
festgesetzten baulichen und sonstigen Nutzungen und 
Anlagen sind gemäß § 9 Abs. 2 BauGB für einen Zeit-
raum von 40 Jahren ab dem Tag des Satzungsbe-
schlusses zulässig. (Zwischennutzung gemäß § 9 Abs. 
1 BauGB) Die Zulässigkeit endet spätestens am 
31.12.2066. Als Folgenutzung gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 1 
BauGB wird Fläche für die Landwirtschaft im Sinne von 
§ 9 Abs. 1 Nr. 18a BauGB festgesetzt.   
 
Die Wahl eines projektbezogenen Angebotsbebauungs-
plans ist rechtlich zulässig und entspricht der gelten-
den Rechtsprechung. Die Stadt wahrt damit ihre Pla-
nungshoheit und bleibt flexibel in der Umsetzung. Die 
Festsetzungen sind hinreichend bestimmt und die 
städtebauliche Erforderlichkeit ist gegeben. 
Die Stellungnahme enthält keine neuen fachlichen Ein-
wände gegen die Inhalte des Bebauungsplans, sondern 
bezieht sich ausschließlich auf die Wahl des Planver-
fahrens. 
 
Zu II. 1. Naturschutz 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
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Geltungsbereich 90.396 m²  
Sonstiges Sondergebiet 89.977 m²  
Verkehrsfläche 30 m²  
Wasserfläche 389 m²  
 
Die untere Naturschutzbehörde kann den vorliegen Unterlagen, mit 
nachfolgenden Änderungen, folgen.  
 
Kompensationsmindernde Maßnahmen  
Im Punkt „Ermittlung der Versiegelung und Überbauung“ wurde die 
Voll- und Teilversiegelung mit nachfolgenden Werten angegeben. 
Vollversiegelung von 100 m² für Trafostationen Teilversiegelungen 
von 7.250 m² für Wegebefestigung. Das sind zusammengefasst 
7.350 m², die von den Flächen der kompensationsmindernden 
Maßnahmen (m²) abgezogen werden müssen. Auf Teil- und Voll-
versiegelten Flächen können keine kompensationsmindernden 
Maßnahmen angerechnet werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kompensation/ Ökopunkte  
Hinweis zu Nacharbeitung: Sollte ein Teil der Kompensation des 
Eingriffs in Natur und Landschaft über den Erwerb von Ökopunkten 
eines Ökokontos aus der Landschaftszone „Rückland der Mecklen-
burgischen Seenplatte“ geplant werden, sind nachfolgende Vorga-
ben zu beachten. Gemäß § 9 Abs. 3 Ökokontoverordnung (ÖkoK-
toVO) M-V hat der Eingriffsverursacher die Verfügbarkeit der be-
nötigten Anzahl von Kfä aus dem betreffenden Ökokonto durch die 
Vorlage einer verbindlichen Reservierungsbestätigung des 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die Einwände der unteren Naturschutzbehörde sind 
fachlich und rechtlich zutreffend. Die Eingriffsregelung 
nach § 15 BNatSchG verlangt eine sachgerechte Bilan-
zierung der Eingriffsflächen und der Kompensations-
maßnahmen. Versiegelte Flächen – insbesondere sol-
che mit baulicher Nutzung wie Trafostationen oder 
dauerhaft befestigte Wege – sind regelmäßig nicht ge-
eignet, um als Flächen für kompensationsmindernde 
Maßnahmen berücksichtigt zu werden, da sie keine 
ökologische Aufwertung ermöglichen. 
Die Planung wird daher entsprechend angepasst. Die 
Flächen der Vollversiegelung (100 m²) und der Teilver-
siegelung (7.250 m²) werden aus der Bilanz der kom-
pensationsmindernden Maßnahmen herausgerechnet. 
Die verbleibenden Flächen werden neu bewertet und 
die Kompensationsmaßnahmen entsprechend ange-
passt. Die Änderung wird in die Eingriffs- und Aus-
gleichsbilanzierung eingearbeitet. 
Diese Anpassung stellt sicher, dass die Eingriffsrege-
lung rechtskonform umgesetzt wird und die natur-
schutzfachlichen Anforderungen erfüllt sind. Die Pla-
nung bleibt damit genehmigungsfähig und berücksich-
tigt die Belange des Naturschutzes in vollem Umfang. 
 
 
 
Der Investor wird die verbindliche Reservierungsbestä-
tigung des Ökokontoinhabers einholen und den Nach-
weis der Verfügbarkeit der Kompensationsflächen ge-
mäß § 9 Abs. 3 ÖkoKtoVO M-V erbringen. Die Abbu-
chung der Ökopunkte erfolgt fristgerecht nach Inkraft-
treten der Satzung. Die Bestätigung wird der unteren 
Naturschutzbehörde vorgelegt, um die Ausgleichsfä-
higkeit des Eingriffs rechtssicher zu gewährleisten. 
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Ökokontoinhabers mit den Planunterlagen nachzuweisen. Erst mit 
dem Nachweis der Reservierungsbestätigung kann klargestellt 
werden, dass der Eingriff in Natur und Landschaft auch ausgleichs-
fähig ist. Dies ist Voraussetzung für die rechtssichere Abwägung 
und den wirksamen Satzungsbeschluss über den Bebauungsplan in 
der Gemeindevertretung. Sofern die Ausgleichsfähigkeit des Ein-
griffs, nach den geltenden Regelungen, nicht eindeutig nachgewie-
sen werden kann (Bestätigung der unteren Naturschutzbehörde 
des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte notwendig), ist 
keine rechtssichere Abwägung und kein wirksamer Satzungsbe-
schluss möglich. Die Abbuchung der Ökopunkte aus dem Ökokonto 
hat spätestens 4 Wochen nach dem Inkrafttreten der Satzung zu 
erfolgen. Die Bestätigung ist dem Landkreis Mecklenburgische 
Seenplatte (untere Naturschutzbehörde) nachzuweisen.  
 
Artenschutz  
Nach Durchsicht und Prüfung des Artenschutzfachbeitrages von 
Mai 2024 kommt die untere Naturschutzbehörde des Landkreises 
Mecklenburgische Seenplatte zu dem Ergebnis, dass Verbotstatbe-
stände des § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG weder für Arten 
des Anhangs IV der FFH-Richtlinie noch für Vogelarten gemäß Ar-
tikel 1 der Vogelschutzrichtlinie erfüllt sind, wenn nachfolgend ge-
nannte Vermeidungsmaßnahmen umgesetzt werden: 
 
Bauzeitenregelung, Vergrämung  
Da nicht auszuschließen ist, dass von dem geplanten Vorhaben Vo-
gelarten als Offenland- und Gehölzbrüter betroffen sind, sind der 
Beginn der Baufeldfreimachung sowie notwendige Gehölz- rück-
schnitte ausschließlich außerhalb der Vogelbrutzeit im Zeitraum 
vom 01. Oktober bis zum 01. März zulässig. Zur Baufeldfreima-
chung gehört die Herrichtung der Zuwegungen, Montage-, Funda-
ment- und BE-Flächen. Ein vorzeitiger Baubeginn ist nur dann 
möglich, wenn durch eine sachverständige Person nachgewiesen 
wird, dass zum Zeitpunkt der Vorhabenrealisierung keine Beein-
trächtigung des Brutgeschehens erfolgt, ggf. sind vor Baubeginn 
Vergrämungsmaß- nahmen (Umbruch oder Grubbern der Fläche, 
Auspflocken der Fläche mit Flatterbänder, Kurzmahd der Fläche vor 
Baubeginn) umzusetzen.  
 
Amphibien- und Reptilienschutz  
Im Bau- und Arbeitsbereich mit unmittelbarem räumlichem Bezug 
zu potenziellen Habitaten (Bahndamm) sind ab September sowie 
vor Beginn der örtlichen Frühjahrswanderungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zum Artenschutz 
Die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde ist 
rechtlich und fachlich von hoher Relevanz. Sie bestä-
tigt die Vereinbarkeit des Vorhabens mit den arten-
schutzrechtlichen Vorgaben des § 44 BNatSchG unter 
der Voraussetzung der vollständigen Umsetzung der 
benannten Vermeidungsmaßnahmen. 
Die Planung berücksichtigt diese Maßnahmen bereits. 
Die ökologische Baubegleitung ist vorgesehen und wird 
durch qualifizierte Fachgutachter durchgeführt. Die 
Mahdregelungen, die Zaungestaltung und die Lichtma-
nagementmaßnahmen sind in der Planung berücksich-
tigt und werden in der Ausführungsphase umgesetzt. 
Die Maßnahmen sind geeignet, die Zugriffsverbote des 
§ 44 Abs. 1 BNatSchG zu vermeiden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Anlage 1: Abwägung der Stellungnahmen zum Bebauungsplan Nr. 37 „Photovoltaikanlage Buchar“ der Stadt Altentreptow                                            6 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden gemäß § 4 Absatz 2 BauGB                          Bearbeitungsstand: Dezember 2025 
 

lfd. 
Nr. 

Behörde und Sonstige Träger  
öffentlicher Belange 

Datum der  
Stellung-
nahme 

Wesentlicher Inhalt der Stellungnahme Behandlung / Beschlussantrag 

Amphibienschutzzäune aufzustellen und durch die ökologische 
Baubegleitung (ÖBB) zu kontrollieren. Durch diese Zäune soll ein 
Einwandern von Tieren in das Baufeld verhindert werden. In Bau-
gruben gefallene Tiere sind am Morgen zu bergen und in geeignete 
Lebensräume im Umfeld umzusetzen.  
 
Ökologische Baubegleitung  
Um Konflikte zwischen Projektrealisierung und Artenschutz jeweils 
in der aktuellen Ausführungsphase erkennen zu können und die 
erforderlichen und fachlich geeigneten Maßnahmen zu einer erfolg-
reichen Konfliktlösung zu gewährleisten, ist eine ökologische Bau-
betreuung im Zeitraum vom 01. März – 31. August erforderlich. 
Diese Baubegleitung ist durch einen Gutachter auf den Gebieten 
der Herpetologie und Ornithologie zu realisieren. Die Baubegleitung 
um- fasst die ordnungsgemäße Umsetzung der Vermeidungs-Maß-
nahmen sowie, dass vor Baubeginn das Baufeld auf anwesende Bo-
denbrüter, Lurche und Reptilien zu untersuchen ist. Ggf. vorgefun-
dene Lurche/Reptilien sind zu bergen, zu versorgen und in geeig-
nete Lebensräume im Umfeld des Objektes zu verbringen.  
 
Insektenschutz  
Aufgrund der Lichtverschmutzung und der damit einhergehenden 
Lockwirkung auf Insekten, ist aus artenschutzrechtlicher sowie –
fachlicher Sicht bei der Lichtauswahl darauf zu achten, dass in der 
Beleuchtung nur wenige Blauanteile enthalten sind. Empfehlens-
wert sind insbesondere warmweiße LEDs. Ausgestattet sind diese 
mit einer Farbtemperatur bis etwa 3.000 Kelvin.  
 
Dämmerungs- und Nachtbauverbot  
Zum Schutz von Fledermäusen vor Lärm-, Licht-, Bewegungs- und 
Erschütterungsemissionen, sind die Bauabreiten jahreszeitenab-
hängig (01. April bis 31.Oktober) auf taghelle Zeiträume zu be-
grenzen. Sollten die Bauarbeiten ausschließlich während der Win-
terruhe stattfinden, kann auf die Maßnahme verzichtet werden.  
 
Kleinsäuger/ Mahd  
Die Mahd der Fläche innerhalb der PV-Anlage ist zum Schutz von 
etwaigen Bodenbrütern nicht vor dem 01. Juli eines jeden Jahres 
durchzuführen. Ausnahme: Steifenmahd direkt verschattender 
Hochstaudenfluren unmittelbar südseitig der Modulreihen ist ab 
dem 15.06. zulässig, sofern hierdurch nicht mehr als 1/3 der Ge-
samtfläche betroffen ist. Dabei ist die zeitversetzte Staffelmahd 
durchzuführen. Das Mähgut ist abzutransportieren. Ein 
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Wesentlicher Inhalt der Stellungnahme Behandlung / Beschlussantrag 

Pestizideinsatz hat zu unterbleiben. Der Zaun zur Einfriedung der 
PV-Anlage soll eine Bodenfreiheit von mindestens 5 cm gewähr- 
leisten, sodass Wanderbewegungen von Reptilien, Amphibien und 
Kleinsäuger möglich sind.  
 
Begründung:  
Die Auswirkungen des Vorhabens auf alle Arten des Anhangs IV 
der FFH-Richtlinie sowie der europäischen Vogelarten wurde im 
Rahmen des vorliegenden AFB untersucht.  Es wurde fest- gestellt, 
dass eine signifikante Erhöhung der Mortalitätsrate von Vögeln und 
Anhang IV-Arten im Plangebiet über das allgemeine Lebensrisiko 
hinaus nicht zu erwarten ist. Auf der Feldflur können als Brutvögel 
und Nahrungsgäste verschiedene Vogelarten erwartet werden. Da-
her ist eine Bauzeitenregelung erforderlich. Das Vorhandensein von 
Bodenbrüter innerhalb der künftigen Photovoltaikfreiflächenanlage 
kann nicht ausgeschlossen werden. Zum Schutz dieser Vogelarten 
ist der späte Mahdtermin gewählt worden. Der Abtransport des 
Mähgutes dient der Aushagerung der Flächen. In der Dunkelheit 
werden Insekten vermehrt durch sehr helles (blaues) Licht ange-
lockt. Ein Sterben wird hierbei durch die ständige Anziehungskraft 
herbeigeführt, da sie über mehrere Stunden keine Nahrung mehr 
aufnehmen und anschließend geschwächt zu Boden fallen. Gemäß 
§ 4 Abs. 1 Nr. 4 Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) ist es 
jedoch verboten, mit künstlichen Lichtquellen, Spiegeln oder ande-
ren beleuchtenden oder blendenden Vorrichtungen wildlebenden 
Tieren der besonders geschützten Arten und der nicht besonders 
geschützten Wirbeltierarten, die nicht dem Jagd- oder Fischerei-
recht unterliegen, nachzustellen, sie anzulocken, zu fangen oder zu 
töten. Die Bauzeitenregelung sowie die Bauüberwachung dienen 
dazu, um nicht gegen die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote 
nach § 44 Abs. 1 BNatSchG zu verstoßen. Die Auflagen sind erfor-
derlich, um die Tötung und Störung von Exemplaren der im Bereich 
der Gebäude und der Feldflur lebenden besonders und streng ge-
schützten Arten und damit das Eintreten eines Verbotes nach § 44 
Abs. 1 BNatSchG für die Tiere zu vermeiden.  
 
2. Wasser 
Unter dem Gesichtspunkt des Gewässerschutzes bestehen gegen 
das auf Grundlage des o. g. Bebauungsplanes geplante Vorhaben 
keine grundlegenden Bedenken. Folgendes ist zu beachten: 
Der bebauungsfreie Mindestabstand zum Gewässer II. Ordnung BU 
1 gemäß der Stellungnahme des WBV „Untere Tollense / Mittlere 
Peene“ von mindestens 10 m beidseitig der Rohrachse ist in die 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu II. 2. Wasser 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Die Hinweise zum Gewässerschutz, insbesondere zum 
Mindestabstand zum Gewässer BU 1, zur Erhaltung der 
Drainageanlagen und zur Einhaltung der Vorschriften 
der AwSV und des WHG, sind in der Planung bereits 
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Lagepläne zu übernehmen und zwingend einzuhalten. Weiterhin 
sind auf dem Grundstück wahrscheinlich Drainageanlagen vorhan-
den. Diese stellen zwar keine Gewässer dar, sind aber als wasser-
wirtschaftliche Anlagen zu erhalten. Das Vorhandensein und die 
Lage eventueller Drainagen ist beim jeweiligen Grundstückseigen-
tümer zu erfragen. Bei Betrieb der Photovoltaikanlage sind die ein-
schlägigen rechtlichen Vorschriften (AwSV) zu prüfen. Es ist ent-
sprechend dem Sorgfaltsgebot des § 5 WHG bei allen Vorhaben 
und Maßnahmen, mit denen Einwirkungen auf ein Gewässer (Ober-
flächengewässer, Grundwasser) verbunden sein können, die nach 
den Umständen erforderliche Sorgfalt anzuwenden, um Beein-
trächtigungen sicher auszuschließen. Insbesondere ist zu gewähr-
leisten, dass keine wassergefährdenden Stoffe in den Untergrund 
eindringen können, die zu einer Beeinträchtigung des Oberflächen-
gewässers/ Grundwassers führen könnten.  
 
3. Bodenschutz und Abfall 
Grundsätzlich bodenschutz- und abfallrechtliche Bedenken beste-
hen zu vorliegendem Entwurf nicht.  
Altlasten bzw. ein entsprechender Altlastenverdacht gemäß § 2 
Abs. 5 und 6 des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG), die 
dem geplanten Vorhaben auf der benannten Fläche entgegenste-
hen, sind dem Umweltamt zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht be-
kannt. Durch die Vorhabenträgerin ist eine Bodenkundliche Baube-
gleitung (BBB) nach DIN 19639 (09/2019) zu beauftragen. Die BBB 
muss nach § 18 BBodSchG durch Sachverständige oder Untersu-
chungsstellen durchgeführt werden, die die für diese Aufgaben er-
forderliche Sachkunde und Zuverlässigkeit besitzen sowie über die 
erforderliche gerätetechnische Ausstattung verfügen. Die Pla-
nungsunterlagen der BBB (insbesondere ein zu erstellendes Boden-
schutzkonzept) sind der unteren Bodenschutzbehörde vor dem 
Baubeginn vorzulegen. Der planenden Stadt Altentreptow wird wei-
terhin empfohlen, aufgrund bislang fehlender Ausführungen zum 
Bodenschutz sowie unzureichenden Aussagen zum Abfallrecht den 
Punkt 5.6 „Abfallrecht“ um den Punkt Bodenschutz zu erweitern 
und um den nachstehenden Absatz zu ergänzen: 

Nach § 4 Abs. 1 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) 
hat jeder, der auf den Boden einwirkt, sich so zu verhalten, 
dass keine schädlichen Bodenveränderungen hervorgeru-
fen werden. Insbesondere bei bodenschädigenden Prozes-
sen wie z. B. Bodenverdichtungen, Stoffeinträgen ist Vor-
sorge gegen das Entstehen von schädlichen Bodenverän-
derungen zu treffen. Bodenverdichtungen, 

berücksichtigt oder werden im weiteren Verfahren um-
gesetzt. Die Stadt stellt sicher, dass alle wasserwirt-
schaftlichen Belange fachgerecht und rechtssicher be-
handelt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu II. 3. Bodenschutz und Abfall 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt.  
Der Empfehlung des Landkreises als untere Boden-
schutzbehörde folgend wird die Begründung unter dem 
Abschnitt 5.6. Abfallrecht zu den Anforderungen an 
eine Bodenkundliche Baubegleitung des Investors er-
gänzt. 
Für den Inhalt des Bebauungsplans ergeben sich keine 
bisher unberücksichtigten Belange. 
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Bodenvernässungen und Bodenverunreinigungen sind zu 
vermeiden. Das Bodengefüge bzw. wichtige Bodenfunktio-
nen sind bei einem möglichst geringen Flächenverbrauch 
zu erhalten. Falls bei Erdaufschlüssen Anzeichen von 
schädlichen Bodenveränderungen (z. B. abartiger Geruch, 
anormale Färbung, Austritt verunreinigter Flüssigkeiten, 
Reste alter Ablagerungen) auftreten, ist das Umweltamt 
des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte umgehend 
zu informieren. Der bei den Bauarbeiten anfallende und zur 
Wiederverwendung Vorort vorgesehene und geeignete Bo-
denaushub ist getrennt nach Bodenarten zu lagern und ge-
trennt nach Bo- denarten wieder einzubauen. Die Entsor-
gung von nachweislich mit Schadstoffen belastetem Bo-
denaushub hat wie andere bei den Arbeiten anfallenden 
Abfälle gemäß den Grundpflichten der Kreislaufwirtschaft 
nach §§ 7, 9 und 15 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
(KrWG) entsprechend ihrer Beschaffenheit ordnungsge-
mäß und schadlos zu erfolgen (zugelassene Deponien, Ab-
fallbehandlungs- und Aufbereitungsanlagen usw.). Soweit 
im Rahmen von Baumaßnahmen Überschussböden anfal-
len bzw. Bodenmaterial auf dem Grundstück auf- oder ein-
gebracht werden soll, haben die nach § 7 BBodSchG Pflich-
tigen Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenver-
änderungen zu treffen. Beim Einbau der Materialien sind 
Verdichtungen, Vernässungen und sonstige nachteilige 
Einwirkungen auf den Boden durch geeignete Maßnahmen 
zu vermeiden oder wirk- sam zu vermindern. Die Anforde-
rungen nach den §§ 6 bis 8 der Bundes- Bodenschutzver-
ordnung (BBodSchV) sowie der DIN 19639 (Bodenschutz 
bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben 09/2019) 
und der DIN 19731 (Verwertung von Bodenmaterial 
10/2023) sind einzuhalten.  
Beim Einbau mineralischer Ersatzbaustoffe in technische 
Bauwerke sind die Bestimmungen der Ersatzbaustoffver-
ordnung einzuhalten.  
 

Es ist darauf zu achten, dass auf dem gesamten Vorhabengelände 
die Lagerung von Baustoffen flächensparend erfolgt. Baustellenzu-
fahrten sind soweit wie möglich auf vorbelasteten bzw. entspre-
chend befestigten Flächen anzulegen. Durch den Einsatz von Fahr-
zeugen, Maschinen und Technologien, die den technischen Um-
weltstandards entsprechen, sind die Auswirkungen auf den Boden 
so gering wie möglich zu halten. Nach Beendigung der 
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Baumaßnahme sind die Flächen, die temporär als Baunebenflä-
chen, Bauzufahrten oder zum Abstellen von Fahrzeugen genutzt 
wurden, wiederherzurichten. Das betrifft insbesondere die entstan-
denen Bodenverdichtungen.  
 
Begründung:  
Ziel der Bebauungsplanes Nr. 37 ist es, Baurecht für die Errichtung 
und den Betrieb von Freiflächen-Photovoltaikanlagen zu schaffen. 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans beträgt insge-
samt ca. 9,0 ha. Aufgrund der geplanten großen Flächeninan-
spruchnahme des Vorhabens von weit mehr als 3.000 m² hat der 
Vorhabenträger den Erschließungs-, Bau- und Rückbauprozesses 
durch Personen begleiten zu lassen, die über die nach § 18 
BBodSchG erforderlichen Fachkenntnisse zum Bodenschutz verfü-
gen. Als Teil der BBB ist bereits in der Planungsphase durch boden-
kundliches Fachpersonal ein vorhabenbezogenes Bodenschutzkon-
zept zu erstellen. Das Bodenschutzkonzept soll insbesondere die 
notwendigen Maßnahmen zum Erhalt oder zur Wiederherstellung 
der natürlichen Bodenfunktionen erhalten. Entsprechend des § 4 
BBodSchV kann die für die Zulassung des Vorhabens zuständige 
Behörde im Benehmen mit der für den Bodenschutz zuständigen 
Behörde von dem nach § 7 Satz 1 BBodSchG Pflichtigen eine BBB 
nach DIN 19639 (09/2019) im Einzelfall verlangen, wenn bei dem 
Vorhaben auf einer Fläche von mehr als 3.000 m² u. a. Bodenma-
terial aus dem Ober- oder Unterboden ausgehoben oder abgescho-
ben wird oder der Ober- und Unterboden dauerhaft oder vorüber-
gehend vollständig oder teilweise verdichtet wird. Diese Grenze 
wird mit Umsetzung des Vorhabens erreicht. So sind Versiegelun-
gen für Trafostationen und Feuerwehrwegen in Höhe von ca. 7.300 
m² geplant. Durch Baustellenerrichtungen sowie der Verlegung von 
Kabeltrassen sind zusätzliche Bodenaufbrüche und -inanspruch-
nahmen zu erwarten. Eine BBB umfasst Leistungen des vorsorgen-
den Bodenschutzes von der Genehmigungsplanung und Erstellung 
des Bodenschutzkonzeptes über die Begleitung des Bauvorhabens 
und Rekultivierung bis hin zum Bauabschluss und Rückbau der An-
lage. Ziel dieser BBB ist es, den Erhalt und/oder eine möglichst 
naturnahe Wiederherstellung von Böden und ihren natürlichen 
Funktionen gemäß § 2 BBodSchG sicherzustellen. Als Grundlage 
zur Erarbeitung der Planungsunterlagen ist neben der DIN 19639 
(09/2019) das BVB-Merkblatt Band 2 „Bodenkundliche Baubeglei-
tung BBB“ heranzuziehen.  
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4. Immissionsschutz 
4. Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht wird vorsorglich darauf 
hingewiesen, dass die Anforderungen im Blendgutachten (Errich-
tung Blendschutzzaun) umzusetzen sind.  
 
 
5. Brand- und Katastrophenschutz 
Das Sachgebiet Brand- und Katastrophenschutz teilt mit, dass sich 
das o. g. Plangebiet laut unseren digitalen Unterlagen nicht in ei-
nem Kampfmittelbelasteten Gebiet befindet. Sollten bei Arbeiten 
kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition aufgefunden 
werden, sind aus Sicherheitsgründen die Arbeiten an der Fund-
stelle, sowie in der unmittelbaren Umgebung sofort einzustellen 
und der Munitionsbergungsdienst zu benachrichtigen. Zwischen 
den Modulen und den Wechselrichtern sind Gleichstrom(DC)-Frei-
schaltstellen (Lasttrennschalter) anzuordnen. Die DC-Freischalt-
stellen müssen an einer für die Feuerwehr leicht zugänglichen 
Stelle angeordnet bzw. i.S. einer Fernauslösung bedienbar sein. 
Ferner sind die DC-Freischaltstellen mit formstabilen und lichtbe-
ständigen Schildern mit der Aufschrift „DC-Notausschalter“ bzw. 
„PV-Abschaltung“ zu kennzeichnen. Für die geplante Photovoltaik-
anlage ist eine ausreichende Löschwasserversorgung sicherzustel-
len. Dies kann durch die Errichtung geeigneter Löschwassereinrich-
tungen (Bsp. Löschteich, Zisterne, Löschbrunnen etc.) erfolgen. 
Die Brandschutzdienststelle empfiehlt die Verwendung von faltba-
ren Löschwasserzisternen. Es ist eine Löschwassermenge von min-
destens 48 m³/h für zwei Stunden (insgesamt 96 m³) vorzuhalten. 
Im Bereich der Löschwasserentnahmestelle ist eine Feuerwehr-Be-
wegungsfläche mit den Mindestabmessungen von 7 m x 12 m her-
zustellen und entsprechend DIN 4066 zu kennzeichnen. Die Lösch-
wasserentnahmestelle muss über einen Sauganschluss gemäß DIN 
14244 verfügen und ist ebenfalls zu kennzeichnen. Für die örtliche 
Feuerwehr muss die Zugänglichkeit zum Grundstück zu jeder Zeit 
gewährleistet sein. Im Bereich der Zufahrt ist ein Feuerwehrschlüs-
seldepot Typ 1 (FSD1) nach DIN 14675 bzw. eine Feuerwehr-Dop-
pelschließung vorzusehen. Alternativ ist die Öffnung des Tores im 
Sinne einer Fernauslösung möglich, sofern der Betreiber die tech-
nischen Vorrausetzungen so- wie eine 24/7 Erreichbarkeit sicher-
stellen kann. Zur Verhinderung einer Brandausbreitung sind die 
Wechselrichter mit einer umlaufenden Diesbezüglich hat eine Ein-
weisung der örtlichen Feuerwehr zu erfolgen. Ein Lageplan in An-
lehnung an die DIN 14095 für das gesamte Objekt ist zu erstellen. 
Wichtig ist die Darstellung von Gefahrenpotentialen. Dieser ist mit 

Zu II. Immissionsschutz 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Es werden keine bisher unberücksichtigten Belange 
vorgetragen. Für den Inhalt des Bebauungsplanes be-
steht kein Abwägungsbedarf. 
 
Zu II. Brand- und Katastrophenschutz 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
Die Begründung wird im Abschnitt 5.7 Brandschutz zur 
Löschwassermenge von 48 m³/h für zwei Stunden re-
daktionell ergänzt. Die weiteren Hinweise der Land-
kreises als untere Brand- und Katastrophenschutzbe-
hörde werden in den nachgelagerten Verfahren und 
der baulichen Umsetzung durch den Investor berück-
sichtigt. 
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der zuständigen Feuerwehr abzustimmen und der Brandschutz-
dienststelle vor Übergabe in digitaler Form vorzulegen  
 
6. Verkehr 
Seitens der unteren Verkehrsbehörde wird vorsorglich darauf hin-
gewiesen, dass die Photovoltaikanlagen/Solaranlagen so auszu-
richten/ anzulegen sind, dass es zu keiner Blendung der Verkehrs-
teilnehmer, auf den um- bzw. anliegenden Straßen und Wegen, 
kommen kann. In der weiteren Planung sollte jedoch bedacht wer-
den, dass falls sich dennoch aufgrund von Blendwirkungen atypi-
sche Unfallgeschehen in diesem Bereich entwickeln sollten, Nach-
forderungen aus straßenverkehrsrechtlicher Sicht denkbar sind. 
Sofern Verkehrsraumeinschränkungen notwendig sind, ist eine 
verkehrsrechtliche Anordnung gemäß § 45 Abs. 6 StVO zwei Wo-
chen vor Beginn der Bauphase beim Landkreis Mecklenburgische 
Seenplatte, Verkehrsangelegenheiten/ Straßenverkehrsbehörde, 
PF 11 02 64, 17042 Neubrandenburg einzuholen.  
 
7. Kataster und Vermessung 
Das Kataster- und Vermessungsamt weist im Hinblick auf die ka-
tastermäßige Bestätigung darauf hin, dass auf der Planzeichnung 
eine Flurstücknummer nicht übereinstimmt (alt: 212/1 – neu: 
212/3).  
 
8. Gesundheit 
Aus Sicht des Gesundheitsamtes gibt es zu o. g. Bebauungsplan 
keine weiteren Anmerkungen oder Hinweise.  

 
 
 
Zu II. 6. Verkehr 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Es werden keine bisher unberücksichtigten Belange 
vorgetragen. Für den Inhalt des Bebauungsplanes be-
steht kein Abwägungsbedarf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu II. 7. Kataster und Vermessung 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
Dem Hinweis des Kataster- und Vermessungsamtes 
folgend wird die Flurstücksbezeichnung redaktionell 
klarstellend angepasst. 
 
Zu II. 8. Gesundheit 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Es besteht kein Abwägungsbedarf. 

     
3.  Staatliches Amt für  

Landwirtschaft und Umwelt 
Mecklenburgische Seenplatte 
Neustrelitzer Straße 120 
17033 Neubrandenburg 

06.05.2025 1. Landwirtschaft und Agrarförderung 
Mit dem o. g. Vorhaben werden der Landwirtschaft Flächen in einer 
Größenordnung von ca. 9 ha entzogen. Das Vorhaben befindet sich 
teilweise innerhalb und teilweise außerhalb eines in Nr. 5.3 (9) des 
Landesraumentwicklungsprogramms M-V 2016 (LEP M-V 2016) 
genannten 110 m Streifens entlang der vorhandenen Bahntrasse. 
Zudem befindet sich das Vorhaben raumordnerisch in einem Vor-
behaltsgebiet Landwirtschaft, sodass zu beachten gilt, dass dem 
Erhalt und der Entwicklung landwirtschaftlicher Produktionsfakto-
ren und -statten ein besonderes Gewicht beigemessen werden soll 
(vgl. Nr. 4.5 (3) des LEP M-V 2016). Zur Reduzierung des Flächen-
verbrauches sollen Freiflächenphotovoltaikanlagen daher grund-
sätzlich effizient und flächensparend, insbesondere auf Konversi-
onsstandorten, stillgelegten Deponien und bereits versiegelten 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Die Stadt Altentreptow hat mit Schreiben vom 
21.02.2023 den Antrag auf Zielabweichung für die 
Photovoltaik-Freiflächenanlage „Photovoltaikanlage 
Buchar“ beim zuständigen Landesministerium einge-
reicht. Mit Schreiben vom 27.05.2024 erging der posi-
tive Bescheid über die Zielabweichung seitens des Mi-
nisteriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und 
Arbeit M-V an die Stadt Altentreptow. Mit Schreiben 
vom 11.04.2025 teilte das Amt für Raumordnung und 
Landesplanung Mecklenburgische Seenplatte mit, dass 
dem Bebauungsplan Nr. 37 „Photovoltaikanlage 
Buchar“ der Stadt Altentreptow keine Ziele der Raum-
ordnung und Landesplanung mehr entgegengehalten 



Anlage 1: Abwägung der Stellungnahmen zum Bebauungsplan Nr. 37 „Photovoltaikanlage Buchar“ der Stadt Altentreptow                                            13 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden gemäß § 4 Absatz 2 BauGB                          Bearbeitungsstand: Dezember 2025 
 

lfd. 
Nr. 

Behörde und Sonstige Träger  
öffentlicher Belange 

Datum der  
Stellung-
nahme 

Wesentlicher Inhalt der Stellungnahme Behandlung / Beschlussantrag 

Flächen errichtet werden (vgl. Nr. 5.3 (9) des LEP M-V 2016). Unter 
den gegebenen Aspekten stehen dem Teilbereich des Vorhabens, 
welcher sich außerhalb des o. g. 110 m Streifens befindet, land-
wirtschaftliche Belange entgegen. Ob das Vorhaben dennoch zu-
lässig ist, ist daher im Rahmen eines Zielabweichungsverfahrens 
über das Ministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und 
Arbeit zu klären. Der Begründung zum o. g. Vorhaben mit Stand 
„Entwurf - Mai 2024“ ist auf Seite 14 zu entnehmen, dass dieser 
Antrag bereits gestellt wurde. Letztlich können im Rahmen von 
Zielabweichungsverfahren lediglich auf bis zu 5.000 ha der Landes-
fläche Vorhaben zur Errichtung von Freiflächenphotovoltaikanlagen 
ausnahmsweise zugelassen werden, wenn durchschnittlich 40 Bo-
denpunkte nicht überschritten, Maximalgrößen eingehalten und 
weitere Kriterien erfüllt werden (vgl. Landtagsbeschluss vom 
10.06.2021 gemäß Drucksache 7/6169). Für die überplanten Land-
wirtschaftsflächen sind im Geoportal des Landkreises Mecklenbur-
gische Seenplatte Bodenwerte (Acker- und Grünlandzahlen) von 36 
bis 47 an gegeben. Das flächengewichtete Mittel des Gesamtvor-
habens beträgt 42 Bodenpunkte (Durchschnitt im Land M-V: 40), 
sodass die mit dem Landtagsbeschluss vom 10.06.2021 gemäß 
Drucksache 7/6169 gegebenen Abweichungsmöglichkeiten nicht 
zutreffen. Sollte das Vorhaben als Ergebnis des Zielabweichungs-
verfahrens zulässig sein, ist darauf zu achten, dass die Bewirt-
schaftbarkeit der umliegenden landwirtschaftlichen Flächen sicher-
gestellt wird. Dafür muss die Erreichbarkeit der anliegenden land-
wirtschaftlichen Flächen mit landwirtschaftlicher Technik und die 
Funktionstüchtigkeit eventuell vorhandener Drainagesysteme ge-
währleistet bleiben. Werden bei Erdarbeiten Drainagen oder andere 
Entwässerungsleitungen angetroffen, sollte der zuständige Was-
ser- und Bodenverband durch den Vorhabenträger informiert wer-
den. Es wird angeregt, dass mit der Aufstellung des B-Planes be-
reits jetzt geregelt wird, dass die landwirtschaftliche Nutzbarkeit 
nach Abschluss der Photovoltaik-Nutzung vollständig wiederherge-
stellt werden muss (vgl. o. g. Drucksache). Dies sollte auch für 
temporäre Fahrwege und Baustelleneinrichtungsflächen (Material-
lagerplätze etc.) festgesetzt werden. Bleibende Beeinträchtigungen 
sollten diesbezüglich auf ein absolutes Mindestmaß reduziert wer-
den.  
 
2. Immissions- und Klimaschutz, Abfall und Kreislaufwirtschaft 
Die bei der geplanten Baumaßnahme anfallenden Abfälle sind ord-
nungsgemäß und schadlos zu verwerten (§ 7 Kreislaufwirtschafts-
gesetz (KrWG)) oder, soweit eine Verwertung technisch nicht 

werden. Somit werden keine bisher unberücksichtigten 
Belange vorgetragen. Für den Inhalt des Bebauungs-
planes ergibt sich kein Abwägungsbedarf.  
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möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar ist, unter Wahrung des 
Wohls der Allgemeinheit zu beseitigen (§ 15 KrWG). Andere Be-
lange in der Zuständigkeit des Staatlichen Amtes für Landwirt-
schaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte sind durch das o. 
g. Vorhaben nicht betroffen. Ob ein Altlastverdacht besteht, ist 
über das Altlastenkataster beim Landkreis Mecklenburgische Seen-
platte zu erfragen. 

     
4.  Amt für Raumordnung und 

Landesplanung 
Mecklenburgische Seenplatte 
Helmut-Just-Str. 2-4 
17036 Neubrandenburg 

11.04.2025 Die eingereichten Unterlagen werden beurteilt nach den Grundsät-
zen und Zielen der Raumordnung und Landesplanung gemäß dem 
Landesplanungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern (LPlG M-V), dem 
Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern 
(LEP M-V) vom 27.05.2016 sowie dem Regionalen Raumentwick-
lungsprogramm Mecklenburgische Seenplatte (RREP MS) vom 
15.06.2011. Darüber hinaus wurde der Vorentwurf 2023 zur Teil- 
fortschreibung des Regionalen Raumentwicklungsprogramms 
Mecklenburgische Seenplatte im Programmsatz 6.5(5) „Vorrang-
gebiete für Windenergieanlagen“ zur Bewertung herangezogen.  
Folgende Unterlagen haben vorgelegen: 
 
- Bebauungsplan (M 1 : 1.2000), Entwurf, Stand: 14.06.2024  
- Begründung, 19.06.2024  
- Bekanntmachung, 05.09.2024  
- Umweltbericht, 18.06.2024  
- Blendgutachten, 06.06.2024  
- Bescheid über die Zulassung der Zielabweichung, 27.05.2024  
 
Zu den Planungsinhalten wurde bereits im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom 
02.12.2022 landesplanerisch Stellung genommen. Im Ergebnis ist 
festgestellt, dass das Vorhaben nicht mit Programmsatz 5.3(9) 
Abs. 2 LEP M-V vereinbar ist.  Der Geltungsbereich des vorliegen-
den Entwurfs weist im Gegensatz zum letzten Vorentwurf keine 
Änderungen auf. Der Vorhabenträger hat mit Schreiben vom 
21.02.2023 den Antrag auf Zielabweichung für die Photovoltaik-
Freiflächenanlage „Photovoltaikanlage Buchar“ beim zuständigen 
Landesministerium eingereicht. Mit Schreiben vom 27.05.2024 
erging der positive Bescheid über die Zielabweichung seitens des 
Ministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit M-
V an die Stadt Altentreptow. Eine erschwerte Verwirklichung der 
berührten Grundsätze der Raumordnung für Vorbehaltsgebiete Lei-
tungen und für Vorbehaltsgebiete Landwirtschaft wird aus Sicht der 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Die Hinweise zur landesplanerischen Bewertung wur-
den bereits durch die Einleitung und den positiven Ab-
schluss des Zielabweichungsverfahrens sowie durch 
die inhaltliche Ausgestaltung der Planunterlagen be-
rücksichtigt. Die landesplanerische Stellungnahme vom 
02.12.2022 wird durch die aktuelle Stellungnahme er-
setzt. Dem Bebauungsplan Nr. 37 „Photovoltaikanlage 
Buchar“ werden keine Ziele der Raumordnung und 
Landesplanung mehr entgegengehalten. 
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obersten Landesplanungsbehörde nicht gesehen. Zudem ist der 
Anteil der zeitweise von der landwirtschaftlichen Nutzung ausge-
schlossenen Fläche des Planungsraums als gering einzustufen. 
Weiterhin werden durch das Vorhaben weder bestehende noch in 
Planung befindliche touristische Projekte berührt. Dem Entwurf des 
Bebauungsplanes Nr. 37 „Photovoltaikanlage Buchar“ der Stadt Al-
tentreptow werden daher, seitens des Amtes für Raumordnung und 
Landesplanung Mecklenburgische Seenplatte, keine Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung mehr entgegengehalten. Die 
landesplanerische Stellungnahme vom 02.12.2022 wird durch 
diese Stellungnahme ersetzt.  

     
5.  Landesamt für Kultur- und 

Denkmalpflege M-V 
Domhof 4/5 
19055 Schwerin 

08.05.2025 Belange der Bodendenkmalpflege  
Die nachfolgende Auskunft stützt sich auf die systematische Erfas-
sung der Bodendenkmale (§ 4 Abs. 2 Nr. 1 DSchG M-V) durch das 
LAKD als Denkmalfachbehörde.  
1. Auskunft zum Bestand  
1.1 Im Bereich des Vorhabens sind bislang keine Bodendenkmale 
bekannt geworden.  
 
2. Notwendiger Rahmen und Umfang der Umweltprüfung  
2.1 Angesichts der Tatsache, dass keine vollständige Bestandser-
hebung der Bodendenkmale vorliegt, muss gleichwohl stets mit 
dem Vorhandensein derzeit noch unentdeckter Bodendenkmale ge-
rechnet werden. Aus diesem Grund reichen die vorliegenden Infor-
mationen nicht aus, um die Auswirkungen des Vorhabens auf Kul-
tur- und Sachgüter zu ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten 
(§ 1, 2 und 2a BauGB).  
 
2.2 Da das Vorhaben erhebliche, nicht ausgleichbare Auswirkungen 
auf Bodendenkmale haben kann (Veränderungen der Substanz, 
vollständige Beseitigung u.a.), ist die Ermittlung der Auswirkungen 
nach allgemein anerkannten Prüfmethoden zu empfehlen.  
 
2.3 Als anerkannte Prüfmethode kommt insbesondere die archäo-
logische Voruntersuchung mittels einer ausreichenden Anzahl von 
Sondageschnitten im Bereich der Eingriffsflächen (Anlagenstand-
orte, Verkehrsflächen, Kabeltrassen usw.) in Betracht. Sie ist not-
wendige Voraussetzung, um im Umweltbericht die erforderlichen 
Aussagen zu den voraussichtlichen Auswirkungen des Vorhabens 
auf die Bodendenkmale als Teil der Kultur- und Sachgüter treffen 
zu können.  
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Die Empfehlung zur Durchführung einer archäologi-
schen Voruntersuchung wird zur Kenntnis genommen. 
Eine Umsetzung ist jedoch nicht erforderlich, da die 
Planunterlagen die Belange der Bodendenkmalpflege 
bereits vollständig berücksichtigen. Die Planunterlagen 
enthalten bereits den Hinweis, dass bei Erdarbeiten 
entdeckte Bodendenkmale oder auffällige Bodenverfär-
bungen gemäß § 11 Abs. 1 DSchG M-V unverzüglich 
der zuständigen unteren Denkmalschutzbehörde anzu-
zeigen sind und die Fundstelle bis zum Eintreffen der 
Fachbehörde unverändert zu erhalten ist. Damit wird 
den gesetzlichen Anforderungen entsprochen, ohne zu-
sätzliche Untersuchungen vorzuschreiben. Die Hin-
weise zur Genehmigungspflicht bei Eingriffen in Boden-
denkmale werden durch den Investor beachtet. 
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2.4 Für die sachgerechte Berücksichtigung des kulturellen Erbes in 
Umwelt- und Umweltverträglichkeitsprüfungen wird außerdem auf 
den Leitfaden „Kulturelles Erbe in der Umweltprüfung“ verwiesen: 
UVP-Gesellschaft e.V. (Hrsg.): Kulturelles Erbe in der Umweltprü-
fung. Leitfaden zur Berücksichtigung des kulturellen Erbes bei Um-
weltverträglichkeitsprüfungen, Strategischen Umweltprüfungen 
und Umweltprüfungen in der Bauleitplanung, Köln 2024 
(https://www.uvp.de/de/service /leitlinien-der-uvp-gesell-
schaft/1422- kulturelles-erbe-in-der-umweltpruefung).  
 
3. Erläuterungen  
3.1 Die Pflicht, im Rahmen der Umweltprüfung die umweltbezoge-
nen Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter zu er-
mitteln und in einem Umweltbericht zu beschreiben und zu bewer-
ten, ergibt sich aus § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe g in Verbindung mit 
§ 2 Abs. 4 BauGB. Zu den Kulturgütern im Sinne des § 2a BauGB 
gehören auch Bodendenkmale.  
 
3.2 Die Unterrichtung über den erforderlichen Umfang und Detail-
lierungsgrad der Umweltprüfung erfolgt auf Grundlage von § 4 Abs. 
1 BauGB.  
 
3.3 Die Beseitigung, Veränderung oder Nutzungsänderung unbe-
weglicher Bodendenkmale bedarf der Genehmigung der unteren 
Denkmalschutzbehörde (§ 7 Abs. 1 DSchG M-V) bzw. der nach an-
deren gesetzlichen Bestimmungen für die Planfeststellung, Geneh-
migung, Erlaubnis, Bewilligung, Zulassung oder Zustimmung zu-
ständige Behörde (§ 7 Abs. 6 DSchG M-V). Auch Maßnahmen in 
der Umgebung sind genehmigungspflichtig, wenn sie das Erschei-
nungsbild oder die Substanz des Bodendenkmals erheblich beein-
trächtigen (§ 7 Abs. 1 Nr. 2 DSchG M-V).  
 
4. Hinweise  
4.1 Durch die Durchführung einer archäologischen Voruntersu-
chung erhöht sich auch die Planungssicherheit erheblich, weil Ver-
zögerungen des Vorhabens durch die Entdeckung bislang unbe-
kannter Bodendenkmale (§ 11 Abs. 3 DSchG M-V) während der 
Bauphase vermieden werden.  
4.2 Eine Beratung zur fachgerechten Durchführung archäologischer 
Voruntersuchungen (Untersuchungen zum tatsächlichen Bestand 
der Bodendenkmale, Ermittlung der Auswirkungen des Vorhabens 
auf Bodendenkmale) ist bei der zuständigen Unteren Denkmal-
schutzbehörde bzw. beim Landesamt für Kultur und Denkmalpflege 
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Mecklenburg-Vorpommern, Abteilung Landesarchäologie, Domhof 
4/5, 19055 Schwerin, erhältlich.  
 
Belange der Baudenkmalpflege  
Bei Durchführung der geplanten Maßnahmen werden keine Be-
lange der Baudenkmalpflege berührt.  

     
6.  Gemeinde Groß Teetzleben 

über Amt  
Treptower-Tollensewinkel 
Rathausstraße 1 
17087 Altentreptow 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

     
7.  Gemeinde Wildberg 

über Amt  
Treptower-Tollensewinkel 
Rathausstraße 1 
17087 Altentreptow 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

     
8.  Gemeinde Pripsleben 

über Amt  
Treptower-Tollensewinkel 
Rathausstraße 1 
17087 Altentreptow 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

     
9.  Gemeinde Wolde 

über Amt  
Treptower-Tollensewinkel 
Rathausstraße 1 
17087 Altentreptow 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

     
10.  Gemeinde Gültz 

über Amt  
Treptower-Tollensewinkel 
Rathausstraße 1 
17087 Altentreptow 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

     
11.  Gemeinde Burow 

über Amt  
Treptower-Tollensewinkel 
Rathausstraße 1 
17087 Altentreptow 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

     
12.  Gemeinde Grapzow 

über Amt  
Treptower-Tollensewinkel 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  
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Rathausstraße 1 
17087 Altentreptow 

     
13.  Gemeinde Golchen 

über Amt  
Treptower-Tollensewinkel 
Rathausstraße 1 
17087 Altentreptow 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

     
14.  Gemeinde Grischow 

über Amt  
Treptower-Tollensewinkel 
Rathausstraße 1 
17087 Altentreptow 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

     
15.  Gemeinde Brunn 

über Amt Neverin 
Dorfstraße 36 
17039 Neverin 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

     
16.  Gemeinde Neddemin 

über Amt Neverin 
Dorfstraße 36 
17039 Neverin 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

     
17.  Straßenbauamt Neustrelitz 

Hertelstraße 8 
17235 Neustrelitz 

09.04.2025 Die mit o.g. Schreiben vorgelegten Unterlagen habe ich bezüglich 
der vom Straßenbauamt Neustrelitz zu vertretenden Belange ge-
prüft. Der Geltungsbereich liegt nicht an einer Bundes- oder Lan-
desstraße, so dass die Zuständigkeit des Straßenbauamtes 
Neustrelitz nicht berührt wird. Geplant ist die Schaffung der pla-
nungsrechtlichen Grundlagen zur Errichtung einer Photovoltaikan-
lage ca. 2 km westlich bzw. linksseitig der Landesstraße L 35 (Ab-
schnitt 090). Verkehrlich erschlossen wird der Geltungsbereich 
durch die gemeindlichen Wege zwischen den Ortschaften Rosemar-
sow und Buchar. Insofern gibt es seitens der Straßenbauverwal-
tung keine Bedenken zu dem vorgelegten Bebauungsplan Nr. 37 
mit dem Stand Mai 2024. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Es besteht kein Abwägungsbedarf. 

     
18.  Industrie- und  

Handelskammer zu  
Neubrandenburg 
Katharinenstraße 48 
17033 Neubrandenburg 

22.04.2025 Nach Prüfung der Unterlagen gibt es aus Sicht der Industrie- und 
Handelskammer Neubrandenburg für das östliche Mecklenburg-
Vorpommern keine Anmerkungen bzw. Hinweise zum Planvorha-
ben. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Es besteht kein Abwägungsbedarf. 
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19.  Wasser- und Bodenverband 
Untere Tollense – Mittlere Peene 
Anklamer Straße 10 
17126 Jarmen 

11.04.2025 Seitens des Verbandes werden zur genannten Baumaßnahme 
nachfolgende Hinweise gegeben, bzw. Forderungen erhoben, da 
gemäß Planunterlagen im nördlichen Randbereich das verrohrte 
Gewässer II. Ordnung (BU 1) berührt wird. Weiterhin ist von uns 
eine Übersichtskarte mit dem schematisch dargestellten Anlagen-
bestand unseres Verbandes beigefügt. Aussagen und Bewertungen 
zum Verlauf möglicher Kabeltrassen können von uns aufgrund der 
momentan verfügbaren Unterlagen nicht getätigt werden. Grund-
sätzlich fordern wir als Wasser- und Bodenverband, dass mögliche 
Kabelkreuzungen an Gewässern mindestens 1,5 m unterhalb der 
Graben- oder Rohrsohle erfolgen müssen. Ebenfalls einzuhalten ist 
ein beidseitiger, bebauungsfreier und unbepflanzter Korridor von 
10 m an Gewässern. Ein mögliches Vorkommnis von Dränagelei-
tungen ist bei den jeweiligen Flächeneigentümern zu erkunden. 
Auch hier muss eine Berücksichtigung, in Bezug auf die Erreichbar-
keit für eine zukünftige Unterhaltung von Anlagen, in der Planung 
und Bauausführung erfolgen. Sollte die geplante Maßnahme geän-
dert oder erweitert werden, so ist unser Verband erneut zu beteili-
gen. Diese Stellungnahme stellt keine Erlaubnis im Sinne des Was-
serhaushaltsgesetzes dar. Sie kann jedoch zu deren Genehmigung 
durch die untere Wasserbehörde des Landkreises mit herangezo-
gen werden.  

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
Die Hinweise des Wasser- und Bodenverbandes sind 
fachlich und rechtlich zutreffend und entsprechen den 
Anforderungen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) 
sowie den Vorgaben zur Unterhaltung und Sicherung 
wasserwirtschaftlicher Anlagen. Die Einhaltung der 
Mindesttiefe bei Kabelkreuzungen und die Freihaltung 
des Gewässerrandstreifens sind technische Anforde-
rungen, die im Rahmen der Ausführungsplanung um-
zusetzen sind. 
Die Planung berücksichtigt diese Anforderungen bereits 
in den zeichnerischen Festsetzungen und in der Be-
gründung. Die Drainageleitungen sind in den Umwelt-
unterlagen als potenziell vorhanden vermerkt. Die Be-
gründung des Bebauungsplans enthält den Hinweis, 
dass deren Lage mit den Grundstückseigentümern ab-
zustimmen ist und deren Funktion zu erhalten ist 
Die Stellungnahme enthält keine neuen fachlichen Ein-
wände, sondern bestätigt die Notwendigkeit der Be-
rücksichtigung wasserwirtschaftlicher Belange, die be-
reits in der Planung berücksichtigt wurden. 
 

     
20.  E.DIS Netz GmbH 

Regionalbereich Vorpommern, 
Kundenzentrum 
Hasenwinkel 5 
17438 Wolgast 

24.04.2025 Im Anfragebereich wurden sicherheitsrelevante Einbauten gefun-
den. Beachten Sie die Hinweise zur örtlichen Einweisung auf Seite 
3. Das rot umrandete Gebiet auf den Plänen stellt den Anfragebe-
reich dar. Folgende Planauszüge und sonstige Dokumente wurden 
übergeben: 
 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt.  
Der durch die E.DIS Netz GmbH angezeigte Leitungs-
bestand und die damit in Verbindung stehenden si-
cherheitsrelevanten Einbauten sind durch den Investor 
im Zuge der baulichen Umsetzung des Vorhabens zu 
schützen. Für den Inhalt des Bebauungsplans ergibt 
sich kein Abwägungsbedarf. 
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21.  Landesamt für Gesundheit 

und Soziales M-V 
Neustrelitzer Straße 120 
17033 Neubrandenburg 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

     
22.  Bundesnetzagentur 

Fehrbelliner Platz 3 
10707 Berlin 

10.04.2025 Da eine Betroffenheit des Richtfunks durch die Planung unwahr-
scheinlich ist, erfolgt unsererseits keine weitere Bewertung. Ein 
möglicher Grund dafür ist: 
 

1. Die Baumaßnahme weist eine geringe Bauhöhe auf. Es 
handelt sich dabei um einen Bebauungsplan mit einer Bau-
höhe von unter 20 Meter bzw. um eine Planung einer Solar- 
/ Photovoltaik-Freifläche. Eine Richtfunk-Untersuchung zu 
solchen Planungen ist nicht erforderlich 
2. Entweder ist die Bauhöhe unbekannt oder es handelt 
sich um eine Maßnahme mit einer unveränderten Bauhöhe. 
Zum Beispiel: Flurbereinigung, Landschafts- / Naturschutz, 
unterirdische Leitung oder Aufhebungsverfahren. 
3. Flächennutzungspläne, Regionalpläne, Raumord-
nungspläne oder Entwicklungsprogramme sind planungs-
rechtliche Maßnahmen, die sich in einem früheren Pla-
nungsstadium befinden. Im nachgelagerten Verfahren wird 
konkrete Baumaßnahme erneut angefragt. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Es werden keine Einwände gegen die Planung erhoben 
und die Richtfunkverträglichkeit der Maßnahme bestä-
tigt. Eine inhaltliche Änderung der Planung ist nicht er-
forderlich. 
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Bitte beachten Sie die Zuständigkeitstrennung bei der Bundesnetz-
agentur. 

     
23.  Deutsche Bahn AG 

DB-Immobilien, Region Ost 
Caroline-Michaelis-Str. 5-11 
10115 Berlin 

02.05.2025 Die DB AG, DB Immobilien, als von der DB InfraGO AG (ehemals 
DB Netz AG / DB Station & Service AG) bevollmächtigtes Unter-
nehmen, übersendet Ihnen hiermit folgende Gesamtstellungnahme 
zum o. g. Vorhaben: Gegen die Flächennutzungsplanänderung be-
stehen aus Sicht der Deutschen Bahn AG keine grundsätzlichen Be-
denken. Zur Aufstellung des Bebauungsplans sind nachfolgende 
Bedingungen, Auflagen und Hinweise zu beachten und einzuhalten.  
 

• Bei den angrenzenden Flächen der DB Netz AG handelt es 
sich um gewidmete Eisenbahnbetriebsanlagen, die dem 
Fachplanungsvorbehalt des Eisenbahn-Bundesamtes (EBA) 
unterliegen. 

• Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahn-
anlagen entstehen Emissionen (insbesondere Luft- und 
Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch 
Bremsstäube, elektrische Beeinflussungen durch magneti-
sche Felder etc.), die zu Immissionen an benachbarter Be-
bauung führen können.  

• Gegen die aus dem Eisenbahnbetrieb ausgehenden Emis-
sionen sind erforderlichenfalls von der Gemeinde oder dem 
Bauherrn auf eigene Kosten geeignete Schutzmaßnahmen 
vorzusehen bzw. vorzunehmen.  

• Ein widerrechtliches Betreten und Befahren des Bahnbe-
triebsgeländes sowie sonstiges Hineingelangen in den Ge-
fahrenbereich der Bahnanlagen ist gemäß § 62 EBO unzu-
lässig und durch geeignete und wirksame Maßnahmen 
grundsätzlich und dauerhaft auszuschließen.  

• Es wird hiermit auf § 64 EBO hingewiesen, wonach es ver-
boten ist, Bahnanlagen zu beschädigen oder zu verunreini-
gen, Sicherungseinrichtungen unerlaubt zu öffnen oder an-
dere betriebsstörende sowie betriebsgefährdende Hand-
lungen vorzunehmen.  

• Die Flächen des Geltungsbereichs befinden sich in der Nähe 
unserer Oberleitungsanlagen. Wir weisen hiermit aus-
drücklich auf die Gefahren durch die 15.000 V Spannung 
der Oberleitung hin und die hiergegen einzuhaltenden ein-
schlägigen Bestimmungen.  

• Photovoltaik- bzw. Solaranlagen sind blendfrei zum Bahn-
betriebsgelände hin zu gestalten. Sie sind so anzuordnen, 
dass jegliche Blendwirkung ausgeschlossen ist. Sollte sich 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Es werden keine bisher unberücksichtigten Belange 
vorgetragen. Die Hinweise der DB AG wurden in den 
Planunterlagen bereits berücksichtigt bzw. sind Gegen-
stand der weiteren Ausführungsplanung: 

• Die Blendfreiheit der PV-Anlage wurde durch 
ein Blendgutachten vom 06.06.2024 geprüft 
und in den textlichen Festsetzungen berück-
sichtigt. 

• Die Sicherheitsabstände zu Bahnanlagen und 
Oberleitungen sind in den zeichnerischen Fest-
setzungen enthalten; eine bauliche Nutzung im 
unmittelbaren Grenzbereich zur Bahntrasse ist 
ausgeschlossen. 

• Die Kabeltrassenführung ist in den technischen 
Unterlagen noch nicht abschließend darge-
stellt. Die Hinweise zur Unterkreuzung und 
Einhaltung der Mindestabstände werden in der 
Ausführungsplanung und im Rahmen der Ge-
nehmigungsverfahren berücksichtigt. 

• Die Erreichbarkeit der Bahnbetriebsanlagen so-
wie die Freihaltung von Flucht- und Rettungs-
wegen sind durch die geplante Erschließung 
und die Freiflächenregelungen gesichert. 

• Die Vorflutverhältnisse und der Schutz der 
Bahnkörper-Entwässerungssysteme sind Ge-
genstand der wasserrechtlichen Prüfung und 
werden im Rahmen der Genehmigung durch 
die untere Wasserbehörde berücksichtigt. 

• Die TK-Kabel und Anlagen der DB InfraGO AG 
und Vodafone GmbH wurden in den Planunter-
lagen dokumentiert. Die Hinweise zur Einho-
lung von Einweisungen und zur Einhaltung der 
Kabelschutzanweisungen werden im Rahmen 
der Ausführungsplanung und Bauausführung 
beachtet. 

Die Hinweise und Anforderungen der Deutschen Bahn 
AG zur Sicherstellung der Bahnbetriebssicherheit, zur 
Einhaltung technischer Standards und zur 
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nach der Inbetriebnahme eine Blendung herausstellen, so 
sind vom Bauherrn entsprechende Abschirmungen anzu-
bringen.  

• Es ist jederzeit zu gewährleisten, dass durch Bau, Bestand 
und Betrieb der geplanten Photovoltaikanlagen keinerlei 
negativen Auswirkungen auf die Sicherheit des Eisenbahn-
betriebs entstehen können.  

• Bahngelände darf weder im noch über dem Erdboden über-
baut werden. Grenzsteine sind vor Baubeginn zu sichern. 
Sie dürfen nicht überschüttet oder beseitigt werden. Erfor-
derlichenfalls sind sie zu Lasten des Bauherrn neu einzu-
messen und zu setzen.  

• Es wird darauf hingewiesen, dass auf oder im unmittelba-
ren Bereich von DB Liegenschaften jederzeit mit dem Vor-
handensein betriebsnotwendiger Kabel, Leitungen oder 
Verrohrungen gerechnet werden muss.  

• Zur Information legen wir die Stellungnahme der DB Kom-
munikationstechnik GmbH bei. Die Stellungnahme ist bei 
den weiteren Planungen bzw. Maßnahmen zu berücksichti-
gen bzw. einzuhalten. Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte 
an den Ersteller*in der Stellungnahme. Kontakt: DB Kom-
munikationstechnik GmbH, Frau Natalia Posonski Tel. 
051128677636, Mail: DB.KT.Trassenauskunft-TK@deut-
schebahn.com  

• Bei allen geplanten Maßnahmen ist zu beachten, dass die 
vorgegebenen Vorflutverhältnisse der Bahnkörper-Entwäs-
serungsanlagen nicht beeinträchtigt werden dürfen. Dem 
Bahnkörper darf nicht mehr Oberflächenwasser als bisher 
zugeführt werden.  

• Das Planen, Errichten und Betreiben der geplanten bauli-
chen Anlagen hat nach den anerkannten Regeln der Tech-
nik unter Einhaltung der gültigen Sicherheitsvorschriften, 
technischen Bedingungen und einschlägigen Regelwerke 
zu erfolgen. Der Eisenbahnbetrieb auf der angrenzenden 
Bahnstrecke darf weder behindert noch gefährdet werden.  

• Die Erreichbarkeit der Bahnbetriebsanlagen muss für das 
Instandhaltungspersonal sowie das Notfallmanagement zu 
jederzeit gewährleistet sein.  

• Es sind Flucht- bzw. Rettungswege freizuhalten, um die Si-
cherheitspflichten nach § 4 AEG erfüllen zu können.  

• Bei Planungs- und Bauvorhaben in räumlicher Nähe zu 
Bahnbetriebsanlagen ist zum Schutz der Baumaßnahme 

Berücksichtigung der TK-Infrastruktur werden in den 
nachgelagerten Verfahren und der Ausführung beach-
tet. Die bereits vorliegenden Fachgutachten und Fest-
setzungen tragen zur Umsetzung der Forderungen bei. 
Eine erneute Beteiligung der DB AG bei Änderungen 
des Vorhabens wird zugesichert. 
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und zur Sicherung des Eisenbahnbetriebs das Einhalten 
von Sicherheitsabständen zwingend vorgeschrieben.  

• Werden durch die Planungen Kreuzungen von Bahnstre-
cken mit Leitungen erforderlich, so sind hierfür entspre-
chende kostenpflichtige Kreuzungs- bzw. Gestattungsan-
träge bei DB AG, DB Immobilien zu stellen.  

• Künftige Aus- und Umbaumaßnahmen sowie notwendige 
Maßnahmen zur Instandhaltung und dem Unterhalt, in Zu-
sammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb, sind der Deut-
schen Bahn weiterhin zweifelsfrei und ohne Einschränkun-
gen zu gewähren.  

• Der Baubeginn ist mindestens 4 Wochen zuvor bei der DB 
InfraGO AG anzuzeigen. Der Bezirksleiter wird, falls erfor-
derlich, eine Einweisung vor Ort vornehmen.  

• Kontakt: Oberbau Neustrelitz, Frau Claudia Klostermann, 
Mobil: 0152 3751 5220, Mail: claudia.c.kloster-
mann@deutschebahn.com  

 
DB Infra GO AG 

• Die DB InfraGO AG plant in diesem Streckenabschnitt die 
Maßnahme „ESTW Altentreptow und Sternfeld“. Die Bar-
codenummer 0357963779 ist für diese Maßnahme mit der 
Änderungs-Nr. 1670_0003492 gesperrt und stimmt ggf. 
nicht mehr mit der Örtlichkeit überein. Für Informationen 
über den derzeitigen Planungszustand wenden Sie sich 
bitte an den zuständigen Projektleiter Herrn Muhammet-
Oguzhan Sener, Mail: Muhammet-Oguzhan.Sener@deut-
schebahn.com. Wir bitten Sie daher diese Maßnahme in 
Ihre Entscheidung mit einzubeziehen. 

• Der angefragte Bahnbereich enthält folgende TK-Kabel 
oder TK-Anlagen der DB InfraGO AG: F 2926 CU - rechts 
der Bahn. 
 

Bitte beachten Sie, links der Bahn verläuft das Streckenfernmelde-
kabel LWL F 5851, der Baubereich ist nicht betroffen. Die Lage der 
TK-Kabel/TK-Anlagen kann den beigefügten Planausschnitten ent-
nommen werden. Die Angaben zu Anlagen der Deutschen Bahn AG 
erfolgen nur auf Basis der vorhandenen Lagepläne. Die Eintragun-
gen sind zur Maßentnahme nicht geeignet. Mit erdverlegten Bahn-
hofskabeln ist jederzeit zu rechnen. Diese sind nicht im zentralen 
Archiv dokumentiert. Für die Zustimmung der Baumaßnahme zum 
Schutz der fernmeldetechnischen Kabel/Anlagen, wenden Sie sich 
bitte an den TK-Verantwortlichen der DB InfraGO AG. Empfohlene 
Maßnahmen bei Betroffenheit: 

mailto:Muhammet-Oguzhan.Sener@deutschebahn.com
mailto:Muhammet-Oguzhan.Sener@deutschebahn.com
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• Es ist eine örtliche Einweisung durch einen Mitarbeiter der 
DB Kommunikationstechnik GmbH aus unserer Sicht erfor-
derlich. Bitte teilen Sie uns schriftlich (mindestens 15 Ar-
beitstage vorher) und unter Angabe unserer Bearbeitungs-
Nr. den Wunschtermin zur örtlichen Einweisung mit. Bitte 
nutzen Sie dafür das beigefügte Formular Beantragung ört-
liche Einweisung und senden dieses ausgefüllt an folgende 
E-Mail-Adresse zu: 

 
DB Kommunikationstechnik GmbH 
Dokuzentrum Auskünfte 
I.CVR22 
Mail: DB.KT.Trassenauskunft-TK@deutschebahn.com 
 
Die erfolgte Einweisung ist zu protokollieren. 
 

• Die Forderungen des Kabelmerkblattes sind strikt einzuhal-
ten. Das Kabelmerkblatt und eine Verpflichtungserklärung 
liegen dem Schreiben bei. 

• Diese Auskunft ist für einen Zeitraum von 24 Monaten gül-
tig und bezieht sich ausschließlich auf den angefragten Be-
reich. Rechtzeitig vor Baubeginn/nach Abschluss der Pla-
nung ist es erforderlich eine nochmalige Abfrage zwecks 
Änderungen der Örtlichkeit einzuholen 

• Die Ihnen überlassenen Unterlagen bleiben Eigentum der 
Deutschen Bahn AG und sind vertraulich. Sie dürfen weder 
an Dritte weitergeleitet, noch vervielfältigt werden. Sämt-
liche Unterlagen sind nach Abschluss der Arbeiten zu ver-
nichten. 

• Bei Kreuzungen sind die Fernmeldekabel grundsätzlich zu 
unterkreuzen. TK-Anlagen der DB InfraGO AG dürfen nicht 
überbaut werden und es muss ein Abstand von 2,00m ein-
gehalten werden. 
 

Während der gesamten Baumaßnahme ist die Zugänglichkeit zu 
gewährleisten. 
Auskunft im Auftrag der Vodafone GmbH: 

• Bei Anfragen auf öffentlichem Grund stehen seit dem 1. 
April 2017 die Bestandspläne der Telekommunikationsan-
lagen von Vodafone und Vodafone Kabel Deutschland für 
das gesamte Bundesgebiet gemeinsam über das Webportal 
„externe Webauskunft“ zur Verfügung. Anfragen per Mail 
werden nicht mehr beantwortet! Bitte nutzen Sie daher 

mailto:DB.KT.Trassenauskunft-TK@deutschebahn.com
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unseren kostenlosen Self-Service unter https://partner.ka-
beldeutschland.de/webauskunft-neu/Datashop/. 
 

Auf dieser Seite können Sie sich in wenigen Schritten anmelden 
und die Daten zu Ihrem Planungsgebiet abrufen. Für die elektroni-
sche Webauskunft beachten Sie bitte die FAQ’s, die alle wichtigen 
Informationen enthält. Dieser Link befindet sich oben rechts auf 
der Startseite. 
Die meisten Fragen, die sich während der Bedienung der elektro-
nischen Webauskunft ergeben, sind dort erläutert. Ist Ihr Problem 
auch dort nicht aufgelistet, wenden Sie sich bitte an kabel-plan-
auskunft.de@vodafone.com. 
 
Ihre Vorteile: 

• schnelle Verfügbarkeit der Planauskunft 
• freie Gebietsauswahl und Anpassung der Abfrage 
• kostenfreier Service 

 
Bei einer Anfrage über eine längere Strecke wäre es für die Fa. 
Vodafone GmbH auch ggf. interessant, eine Mitverlegung zu ma-
chen. Bitte senden Sie in diesem Falle dann noch Informationen an 
folgende E-Mail-Adresse: TLTT.Transport-Planung@vodafone.com 
 

• Der angefragte Bereich enthält folgende Kabel oder TK-An-
lagen der Vodafone GmbH: F 5926 LWL - rechts der Bahn, 
im Planbuch CU F 2926. 
 

Die Lage der Systeme kann den beigefügten Planausschnitten ent-
nommen werden. Für die Zustimmung der Baumaßnahme zum 
Schutz der fernmeldetechnischen Kabel/Anlagen der Vodafone 
GmbH, wenden Sie sich bitte an die Verantwortlichen der Vodafone 
GmbH. 
 
Empfohlene Maßnahmen bei Betroffenheit: 

• Es ist eine örtliche Einweisung aus unserer Sicht erforder-
lich. Bitte stimmen Sie einen Termin mit dem zuständigen 
Vodafone Ansprechpartner ab. Vodafone GmbH E-Mail: 
planauskunft.ost@Vodafone.com 

• Die Forderungen der Kabelschutzanweisung der Vodafone 
GmbH sind strikt einzuhalten. Die Merkblätter liegen dem 
Schreiben bei. 

https://partner.kabeldeutschland.de/webauskunft-neu/Datashop/
https://partner.kabeldeutschland.de/webauskunft-neu/Datashop/
mailto:kabel-planauskunft.de@vodafone.com
mailto:kabel-planauskunft.de@vodafone.com
mailto:TLTT.Transport-Planung@vodafone.com
mailto:planauskunft.ost@Vodafone.com
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• Diese Auskunft ist für einen Zeitraum von 12 Monaten gül-
tig und bezieht sich ausschließlich auf den angefragten Be-
reich. 

• Die Ihnen überlassenen Unterlagen bleiben Eigentum der 
Vodafone GmbH und sind vertraulich. Sie dürfen weder an 
Dritte weitergeleitet, noch vervielfältigt werden. Sämtliche 
Unterlagen sind nach Abschluss der Arbeiten zu vernichten. 
 

Anhänge: 
• Plandokumentation (auch ausschnittsweise): Kabellage-

pläne/Planausschnitt(e) 
• Kabelmerkblätter und Empfangsbestätigungen: Kabel-

merkblatt DBAG/Merkblatt für erdverlegte Kabel 
• Kabelmerkblätter und Empfangsbestätigungen: Empfangs-

bestätigung/Verpflichtungserklärung (Protokoll) 
• Kabelschutzanweisung VF: Kabelschutzanweisung Voda-

fone 
• Sonstiges: Beantragung Trasseneinweisung 

     
24.  ONTRAS VNG Gastransport 

GmbH 
Maximilianallee 4 
04129 Leipzig 

10.04.2025 Bezugnehmend auf Ihre oben genannte/n Anfrage(n), erteilt GDM-
com Auskunft zum angefragten Bereich für die folgenden Anlagen-
betreiber: 
 

 
1) Die Ferngas Netzgesellschaft mbH („FG“) ist Eigentümer und 
Betreiber der Anlagen der früheren Ferngas Thüringen-Sachsen 
GmbH („FGT“), der Erdgasversorgungsgesellschaft Thüringen-
Sachsen mbH (EVG) bzw. der Erdgastransportgesellschaft Thürin-
gen- Sachsen mbH (ETG). 
2) Wir weisen darauf hin, dass die Ihnen ggf. als Eigentümerin von 
Energieanlagen bekannte VNG – Verbundnetz Gas AG, Leipzig, im 
Zuge gesetzlicher Vorschriften zur Entflechtung vertikal integrier-
ter Energieversorgungsunternehmen zum 01.03.2012 ihr Eigen-
tum an den dem Geschäftsbereich „Netz“ zuzuordnenden Energie-
anlagen auf die ONTRAS – VNG Gastransport GmbH (nunmehr fir-
mierend als ONTRAS Gastransport GmbH) und ihr Eigentum an den 
dem Geschäftsbereich „Speicher“ zuzuordnenden Energieanlagen 
auf die VNG Gasspeicher GmbH übertragen hat. Die VNG – Ver-
bundnetz Gas AG ist damit nicht mehr Eigentümerin von 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Es besteht kein Abwägungsbedarf. 
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Energieanlagen. Diese Auskunft gilt nur für den dargestellten Be-
reich und nur für die Anlagen der vorgenannten Unternehmen, so 
dass noch mit Anlagen weiterer Betreiber gerechnet werden muss, 
bei denen weitere Auskünfte einzuholen sind! 
 
ONTRAS Gastransport GmbH  
Ferngas Netzgesellschaft mbH (Netzgebiet Thüringen-Sachsen) 
VNG Gasspeicher GmbH  
Erdgasspeicher Peissen GmbH  
 
Im angefragten Bereich befinden sich keine Anlagen und keine zur-
zeit laufenden Planungen der/s oben genannten Anlagenbetrei-
ber/s. Wir haben keine Einwände gegen das Vorhaben. 
 
Auflage: 
Sollte der Geltungsbereich bzw. die Planung erweitert oder verla-
gert werden oder der Arbeitsraum die dargestellten Planungsgren-
zen überschreiten, so ist es notwendig, eine erneute Anfrage 
durchzuführen. Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnah-
men vorgesehen sind, hat durch den Bauausführenden rechtzeitig  
- also mindestens 6 Wochen vor Baubeginn - eine erneute Anfrage 
zu erfolgen. 
 
Weitere Anlagenbetreiber  
Bitte beachten Sie, dass sich im angefragten Bereich Anlagen Drit-
ter befinden können, für die GDMcom für die Auskunft nicht zu-
ständig ist. 

     
25.  Hauptzollamt Stralsund 

Hiddenseer Str. 6 
18436 Stralsund 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

     
26.  Eisenbahn-Bundesamt 

Pestalozzistr. 1 
19053 Schwerin 

16.04.2025 Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungsbe-
hörde für die Betriebsanlagen und die Bahnstromfernleitungen (Ei-
senbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des Bundes. Es prüft als 
Träger öffentlicher Belange, ob die zur Stellungnahme vorgelegten 
Planungen bzw. Vorhaben die Aufgaben nach § 3 des Gesetzes über 
die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes berühren. Das im 
Betreff bezeichnete B-Plangebiet liegt in der Nähe der Bahnstrecke 
Nr. 6088. Infrastrukturbetreiberin für diese Strecke ist die DB 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme des Eisenbahn-Bundesamtes ent-
hält keine planungsrechtlich relevante Ablehnung, son-
dern technische und betriebliche Anforderungen, die 
im Rahmen der Ausführungsplanung und Genehmi-
gung zu beachten sind. Die Hinweise betreffen insbe-
sondere die Einhaltung eisenbahnrechtlicher Vorschrif-
ten, die Sicherstellung der Bahnbetriebssicherheit und 
den Schutz der Infrastruktur. 
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InfraGO AG, eine Eisenbahn des Bundes. Belange des Eisenbahn-
Bundesamtes sind insoweit berührt.  
 
Es ergeht folgende Stellungnahme:  
 

1. Planrechtsverfahren nach § 18 Allgemeines Eisenbahnge-
setz (AEG), die Auswirkungen auf das Vorhaben haben 
können, sind beim Eisenbahn-Bundesamt nicht anhängig. 
Aus planrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken. 
 

Allgemeine Hinweise für die Baumaßnahmen und die Grundstück-
nutzung:  
 

2. Grundsätzlich gelten die Abstandsflächen nach Landesbau-
ordnung. Abstände zu den Eisenbahnbetriebsanlagen rich-
ten sich nach den technischen Regelwerken der Bahn. Sie 
sind einzuhalten.  

3. Der Grundstückeigentümer hat dafür Sorge zu tragen, dass 
von der Nutzung des Grundstücks keine Gefahren für den 
Eisenbahnbetrieb ausgehen und der Eisenbahnbetrieb auf 
der Eisenbahninfrastruktur nicht durch die Bauarbeiten ge-
stört, gefährdet oder behindert wird.  

4. Oberflächen- und Abwässer dürfen nicht auf die Bahnanla-
gen abgeleitet werden.  

5. Gehölze und Sträucher sind in ihrer Aufwuchshöhe so zu 
wählen, dass deren Überhang nicht die Sicherheit des Ei-
senbahnbetriebes beeinträchtigen kann. Bäume und Sträu-
cher müssen durch ihre artbedingte Wuchshöhe soweit 
vom Gleis entfernt sein, dass bei Wind-wurf und Windbruch 
die Sicherheit des Eisenbahnbetriebes nicht gefährdet wird.  

6. Es ist auszuschließen, dass Beleuchtungen, Leuchtrekla-
men, Werbeanlagen und dergleichen Blendungen von Ei-
senbahnfahrzeugen bzw. durch Form, Farbe, Größe oder 
Ort und Art der Anbringung Verwechselungen mit Ver-
kehrszeichen oder Eisenbahnsignalen auslöst oder deren 
Wirkung beeinträchtigt. Sollten sich dennoch entspre-
chende Feststellungen ergeben, sind die betroffenen Ein-
richtungen umgehend zu entfernen oder so zu ändern, 
dass Gefährdungen ausgeschlossen werden.  

7. Immissionen aus dem Betrieb der Bahn, wozu auch Er-
schütterungen zählen, sind zu dulden.  

Die Planung berücksichtigt diese Anforderungen bereits 
in den textlichen und zeichnerischen Festsetzungen so-
wie in den Fachgutachten. Die Hinweise zur Blendfrei-
heit, zur Entwässerung, zur Pflanzung und zur Erreich-
barkeit der Bahnanlagen sind in der Planung berück-
sichtigt oder werden im Rahmen der weiteren Ausfüh-
rungsplanung konkretisiert. 
Die Stellungnahme enthält keine neuen fachlichen Ein-
wände, sondern bestätigt die grundsätzliche Vereinbar-
keit des Vorhabens mit den Belangen des Eisenbahn-
Bundesamtes unter Einhaltung der genannten Bedin-
gungen. 
Für den Inhalt des Bebauungsplanes besteht kein Ab-
wägungsbedarf. 
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden gemäß § 4 Absatz 2 BauGB                          Bearbeitungsstand: Dezember 2025 
 

lfd. 
Nr. 

Behörde und Sonstige Träger  
öffentlicher Belange 

Datum der  
Stellung-
nahme 

Wesentlicher Inhalt der Stellungnahme Behandlung / Beschlussantrag 

8. Aufgrund der Nähe zur Bahnoberleitung können empfindli-
che elektronische Geräte in ihrem Gebrauch eigeschränkt 
sein. Abwehransprüche bestehen nicht.  

9. Für Baugenehmigungen nahe der Strecke ist die DB AG 
(koordinierende Stelle: DB Immobilien, Region Ost, Caro-
line-Michaelis-Str. 5-11, 10115 Berlin) zu beteiligen: 
DB.DBImm.Baurecht-Ost@deutschebahn.com.  

10. Das Eisenbahn-Bundesamt fordert generell, dass von der 
geplanten Anlage (den Modulen) keine Blendwirkungen auf 
den Eisenbahnverkehr und den am Eisenbahnverkehr be-
teiligten Personen, wie z.B. Triebfahrzeugführer, ausge-
hen.  

     
27.  Bundesanstalt für  

Immobilienaufgaben 
Direktion Rostock 
Bleicherufer 21 
19053 Schwerin 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

     
28.  Landesamt für  

Landwirtschaft,  
Lebensmittelsicherheit und 
Fischerei M-V 
Thierfelderstr. 18 
18059 Rostock 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

     
29.  Vodafone Kabel Deutschland 

GmbH 
Eckdrift 81 
19061 Schwerin 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

     
30.  EWE Netz GmbH 

NR Brandenburg/Rügen 
Rotenseestraße 48 
18528 Bergen 

10.04.2025 Sie wünschen eine Stellungnahme zwecks Bauvorhaben für eine 
Photovoltaikanlage. Im Prinzip gerne - doch in Ihrem Postleitzah-
lenbereich sind wir aktuell nicht Ihr Netzbetreiber für Strom. Bitte 
wenden Sie sich daher an E.DIS Netz GmbH. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Eine Beteiligung der E.DIS Netz GmbH am Verfahren 
ist erfolgt. Es liegt eine Stellungnahme vom 
24.04.2025 vor. Somit werden keine bisher unberück-
sichtigten Belange vorgetragen. Es besteht kein Abwä-
gungsbedarf. 

     
31.  Gasversorgung Vorpommern 

Netz GmbH 
Am Koppelberg 15 
17461 Greifswald 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

     
 


